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Tierseuchenbehördliche Allgemeinverfügung  
zum Schutz gegen die aviäre Influenza (Geflügelpest) 

(1/2017) 
 
 
Aufgrund §§ 18, 21, und 27 der Geflügelpest - Verordnung werden nachstehende Maßnah-
men bekannt gegeben und verfügt: 
 
In der Gemeinde Gersten ist am 24.01.2017 der Ausbruch der hochpathogenen Geflügelpest 
amtlich festgestellt worden. 
 
Es wird das Gebiet um den Seuchenbestand mit einem Radius von mindestens drei Kilome-
tern als Sperrbezirk festgelegt. Der Sperrbezirk ist in dem folgenden Kartenausschnitt als 
innere Linie dargestellt. Die genaue Gebietsbeschreibung ist unter www.emsland.de einzu-
sehen. 

 
Außerdem wird um den Sperrbezirk ein Beobachtungsgebiet mit einem Radius von mindes-
tens zehn Kilometer um den Seuchenbestand festgelegt. Das Beobachtungsgebiet ist in dem 
folgenden Kartenausschnitt als äußere Linie dargestellt. Die genaue Gebietsbeschreibung ist 
ebenfalls unter www.emsland.de einzusehen. 

 

 
 
 
 
Die sofortige Vollziehung dieser Maßnahmen wird angeordnet. 
 
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 

http://www.emsland.de/
http://www.emsland.de/


Begründung: 
Ist die Geflügelpest in einem Betrieb amtlich festgestellt, so legt die zuständige Behörde ein 
Gebiet um den Seuchenbetrieb mit einen Radius von mindestens drei Kilometern als Sperr-
bezirk fest. Darüber hinaus legt die zuständige Behörde um den Seuchenbetrieb umgeben-
den Sperrbezirk ein Beobachtungsgebiet fest. Der Radius von Sperrbezirk und Beobach-
tungsgebiet zusammen beträgt mindestens zehn Kilometer. 
 
Bei der Festlegung der Restriktionsgebiete habe ich die Ergebnisse durchgeführter epide-
miologischer Untersuchungen, Strukturen des Handels und der örtlichen Klauentierhaltun-
gen, das Vorhandensein von Schlachtstätten sowie natürliche Grenzen und Überwachungs-
möglichkeiten zu berücksichtigen. Bei der Festlegung des Sperrbezirkes wurde zusätzlich 
das Vorhandensein von Verarbeitungsbetrieben für Material der Kategorie 1 oder 2 nach 
Artikel 8 oder 9 der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 in die Entscheidung einbezogen.   
 
Auf Grundlage der §§ 41 Abs. 4 Satz 4, 43 Abs. 1 VwVfG kann als Zeitpunkt der Bekanntga-
be und damit des Inkrafttretens einer Allgemeinverfügung der Tag, der auf die Bekanntma-
chung folgt, festgelegt werden. Von dieser Möglichkeit habe ich zur Verhütung der Weiter-
verbreitung der Geflügelpest Gebrauch gemacht.  
 

 
Begründung der Anordnung der sofortigen Vollziehung: 
Gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO kann die sofortige Vollziehung im besonderen öffentlichen 
Interesse angeordnet werden. Diese Voraussetzung liegt hier vor, da die Ausbreitung der 
Geflügelpest und somit die Gefahr von tiergesundheitlichen wie auch wirtschaftlichen Folgen 
sofort unterbunden werden muss.  
 
Die Maßnahme dient dem Schutz sehr hoher Rechtsgüter. Die Gefahr der Weiterverbreitung 
der Seuche und der damit verbundene wirtschaftliche Schaden sind höher einzuschätzen als 
persönliche Interessen an der aufschiebenden Wirkung als Folge eines eingelegten Rechts-
behelfs. 
 
 
Rechtsbehelfbelehrung: 
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwal-
tungsgericht Osnabrück, Hakenstr. 15, 49074 Osnabrück, erhoben werden. Die Erhebung 
hat schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erfolgen. 
Die Klage kann auch mit qualifizierter elektronischer Signatur durch Zuleitung über das Elekt-
ronische Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP) des Gerichts erhoben werden. Die Kla-
ge wäre gegen den Landkreis Emsland zu richten. 
 
Auf Ihren Antrag kann das Verwaltungsgericht die aufschiebende Wirkung gem. § 80 Abs. 5 
VwGO ganz oder teilweise wieder herstellen. 
 
Meppen, 24.01.2017 
 
 
In Vertretung 
 
 
Burgdorf 
 
 
 
 
 
 



Rechtsgrundlagen: 
 

• Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest (Geflügelpest-Verordnung)  
• Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO)  
• Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 mit Hygienevorschriften für nicht für den menschlichen Verzehr be-

stimmte tierische Nebenprodukte und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 (Verordnung 
über tierische Nebenprodukte) 

• Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) 
 
in der jeweils gültigen Fassung 

 
 
 
 
Hinweise für den Sperrbezirk: 
 
 Wer im Sperrbezirk Geflügel hält, hat das Geflügel in geschlossenen Ställen oder un-

ter einer Schutzvorrichtung zu halten. 
 

 Tierhalter im Sperrbezirk haben der zuständigen Behörde unverzüglich die Anzahl 
der gehaltenen Vögel unter Angabe ihrer Nutzungsart und ihres Standorts und der 
verendeten gehaltenen Vögel, sowie jede Änderung anzuzeigen. 

 
 Gehaltene Vögel, Säugetiere, Fleisch von Geflügel und Federwild, Eier sowie von 

Geflügel und Federwild stammende sonstige Erzeugnisse und tierische Nebenpro-
dukte dürfen weder in einen noch aus einem Bestand, Futtermittel dürfen nicht aus 
einem Bestand verbracht werden. 

 
 Der Tierhalter hat sicher zu stellen, dass 

o die Ein- und Ausgänge zu den Ställen oder die sonstigen Standorte des Ge-
flügels gegen unbefugten Zutritt oder unbefugtes Befahren gesichert sind, 

o die Ställe oder die sonstigen Standorte des Geflügels von betriebsfremden 
Personen nur mit betriebseigener Schutzkleidung oder Einwegkleidung betre-
ten werden und dass diese Personen die Schutz- oder Einwegkleidung nach 
Verlassen des Stalles odersonstigen Standorts des Geflügels unverzüglich 
ablegen, 

o Schutzkleidung nach Gebrauch unverzüglich gereinigt und desinfiziert und 
Einwegkleidung nach Gebrauch unverzüglich unschädlich beseitigt wird, 

o nach jeder Einstallung oder Ausstallung von Geflügel die dazu eingesetzten 
Gerätschaften und der Verladeplatz gereinigt und desinfiziert werden und 
dass nach jeder Ausstallung die frei gewordenen Ställe einschließlich der dort 
vorhandenen Einrichtungen und Gegenstände gereinigt und desinfiziert wer-
den, 

o betriebseigene Fahrzeuge abweichend von § 17 Abs. 1 der Viehverkehrsver-
ordnung unmittelbar nach Abschluss eines Geflügeltransports auf einem be-
festigten Platz gereinigt und desinfiziert werden, 

o Fahrzeuge, Maschinen und sonstige Gerätschaften, die in der Geflügelhaltung 
eingesetzt und von mehreren Betrieben gemeinsam benutzt werden, jeweils 
im abgebenden Betrieb vor der Abgabe gereinigt und desinfiziert werden, 

o eine ordnungsgemäße Schadnagerbekämpfung durchgeführt wird und hier-
über Aufzeichnungen gemacht werden, 

o der Raum, der Behälter oder die sonstigen Einrichtungen zur Aufbewahrung 
verendeten Geflügels bei Bedarf, mindestens jedoch einmal im Monat, gerei-
nigt und desinfiziert werden, 

o eine betriebsbereite Einrichtung zum Waschen der Hände sowie eine Einrich-
tung zur Desinfektion der Schuhe vorgehalten wird. Die Beförderung von fri-
schem Fleisch von Geflügel aus einer Schlachtstätte, einem Zerlegebetrieb 
oder einem Kühlhaus ist verboten. 



 
 Gehaltene Vögel zur Aufstockung des Wildvogelbestands dürfen nicht frei gelassen 

werden. 
 
 Auf öffentlichen oder privaten Straßen oder Wegen, ausgenommen auf betrieblichen 

Wegen, dürfen gehaltene Vögel, Eier oder Tierkörper gehaltener Vögel nicht beför-
dert werden. 

 
 Die Durchführung von Geflügelausstellungen, Geflügelmärkten oder Veranstaltungen 

ähnlicher Art ist verboten. 
 
 Transportfahrzeuge und Behälter, mit denen gehaltene Vögel, frisches Fleisch von 

Geflügel, tierische Nebenprodukte von Geflügel, Futtermittel und sonstige Materia-
lien, die Träger des hochpathogenen aviären Influenzavirus sein können, befördert 
worden sind, sowie Fahrzeuge, mit denen ein Bestand mit gehaltenen Vögeln befah-
ren worden ist, sind unverzüglich nach jeder Beförderung nach näherer Anweisung 
der zuständigen Behörde zu reinigen und zu desinfizieren.  

 
 
 
Hinweise für das Beobachtungsgebiet: 
 
 Wer im Beobachtungsgebiet Geflügel hält, hat das Geflügel in geschlossenen Ställen 

oder unter einer Schutzvorrichtung zu halten. 
 

 Gehaltene Vögel, frisches Fleisch von Geflügel und Federwild, Eier sowie von Geflü-
gel und Federwild stammende sonstige Erzeugnisse sowie tierische Nebenprodukte 
von Geflügel dürfen weder in einen noch aus einem Bestand verbracht werden. 

 
 Der Tierhalter hat sicher zu stellen, dass 

o die Ställe oder die sonstigen Standorte des Geflügels von betriebsfremden 
Personen nur mit betriebseigener Schutzkleidung oder Einwegkleidung betre-
ten werden und dass diese Personen die Schutz- oder Einwegkleidung nach 
Verlassen des Stalles odersonstigen Standorts des Geflügels unverzüglich 
ablegen, 

o Schutzkleidung nach Gebrauch unverzüglich gereinigt und desinfiziert und 
Einwegkleidung nach Gebrauch unverzüglich unschädlich beseitigt wird, 

 
 Gehaltene Vögel zur Aufstockung des Wildvogelbestands dürfen nicht frei gelassen 

werden. 
 
 Die Durchführung von Geflügelausstellungen, Geflügelmärkten oder Veranstaltungen 

ähnlicher Art ist verboten. 
 
 Transportfahrzeuge und Behälter, mit denen gehaltene Vögel, frisches Fleisch von 

Geflügel, tierische Nebenprodukte von Geflügel, Futtermittel oder sonstige Materia-
lien, die Träger des hochpathogenen aviären Influenzavirus sein können, befördert 
worden sind, sowie Fahrzeuge, mit denen ein Bestand mit gehaltenen Vögeln befah-
ren worden ist, sind unverzüglich nach jeder Beförderung nach näherer Anweisung 
der zuständigen Behörde zu reinigen und zu desinfizieren. 

 
 
Ausnahmen von den Schutzmaßregeln des § 21 und § 27 der Geflügelpest-Verordnung kön-
nen gem. § 22 bis 25 und §§ 28 und 29 der Geflügelpest-Verordnung genehmigt werden. 
Weitere Einzelheiten sind unter www.emsland.de einzusehen.  
 

http://www.emsland.de/


 
Allgemeiner Hinweis: 
Gemäß § 32 Abs. 1 Nr. 4 Tiergesundheitsgesetz handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig den Vorschriften der Geflügelpest-Verordnung zuwiderhandelt. Die Ord-
nungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 30.000 Euro geahndet werden. 
 


	Tierseuchenbehördliche Allgemeinverfügung
	Begründung der Anordnung der sofortigen Vollziehung:


